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Kurt Schmid, der Präsident des Aar-
gauischen Gewerbeverbandes
(AGV), ist Mitglied der CVP. Den-
noch setzt sich Schmid, wie die
Mehrheit des AGV-Vorstands, für
ein Ja zur Masseneinwanderungsini-
tiative der SVP ein. Nur einen Tag
nachdem die CVP Aargau an der De-
legiertenversammlung mit 75 zu 5
Stimmen klar die Nein-Parole be-
schlossen hatte, gab Schmid be-
kannt, dass der Gewerbe-Vorstand
die SVP-Initiative unterstütze. «Ich

habe seit Jahren Vorbehalte gegen
die übermässige Zuwanderung», er-
klärt Schmid seine eigene Haltung.
Daraus lässt sich schliessen, dass
der CVP-Politiker eines jener zehn
AGV-Vorstandsmitglieder war, die
für ein Ja zur Initiative stimmten.

Knapper Entscheid im Vorstand
«Das Ja kam bei uns im Vorstand

nach langer, kontroverser Diskussi-
on mit 10 zu 7 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen zustande», sagt Schmid.
Mehrere angefragte Vorstandsmit-
glieder (siehe Kontext) wollten ihr
Stimmverhalten gegenüber dieser
Zeitung nicht offenlegen. «Wir ha-
ben als Vorstand entschieden, nun
zu sagen, ob ich mit Ja oder Nein
gestimmt habe, wäre gegen das Kol-
legialitätsprinzip», sagt Claudia
Hoffmann, Vertreterin des Bezirks
Muri. Geht man davon aus, dass die
SVP-Mitglieder im Vorstand gemäss
ihrer Parteilinie abstimmten, lassen
sich drei weitere Ja-Stimmen zuord-
nen: Sylvia Flückiger, Erich Renfer
und Thomas Lüpold.

Baumeister-Präsident im Clinch
Zwiespältig war die Situation für

Martin Kummer. Er ist einerseits
Präsident des Aargauischen Bau-
meisterverbands, andererseits war
er jahrelang Präsident der SVP

Schinznach-Dorf. «Ich weiss, dass
der Schweizerische Baumeisterver-
band gegen die Initiative ist, und
heute mehr als 50 Prozent der Arbei-

ter auf Baustellen aus dem EU-Raum
stammen», sagt Kummer, «dennoch
habe ich mit Ja gestimmt.» Eindeu-
tig sei seine Haltung aber nicht,

«persönlich bin ich vielleicht mit
52 zu 48 Prozent für die Initiative.»
Der Bauunternehmer hat Verständ-
nis, dass Arbeitskräfte aus der EU

die offenen Grenzen nutzten, um in
die Schweiz zu kommen. «Wir brau-
chen diese Leute, aber wir müssen
die Zuwanderung ein bisschen be-
grenzen», findet Kummer. Die
Schweizer Bauwirtschaft habe auch
vor der Personenfreizügigkeit funk-
tioniert, gibt er zu bedenken.

Gastro-Aargau-Präsident sagt Ja
Ein zweites unerwartetes Ja kam

im AGV-Vorstand von Josef Füglistal-
ler. Der Präsident von Gastro Aargau
ist überzeugt, dass es genügend ein-
heimische Arbeitskräfte gibt, um die
ausländischen Serviceangestellten
oder Hotelmitarbeiter zu ersetzen.
«Wenn man etwas mehr als den Mini-
mallohn zahlt, findet man auch in
der Schweiz gute Leute, die Teilzeit
arbeiten möchten», sagt Füglistaller.
Mit einem Ja möchte der Gastro-Aar-
gau-Präsident primär ein Zeichen set-
zen. «Wenn die Initiative durch-
kommt, wird verhandelt, ich be-
fürchte keine gravierenden Folgen»,
hält Füglistaller fest.

Vorstand fasste Parole allein
Dass die Ja-Parole nur vom Vor-

stand, und nicht von der Delegierten-
versammlung des Gewerbeverbands
gefasst wurde, wirft Fragen auf. «Der
Vorstand ist nicht SVP-lastig, sondern
breit abgestützt, und die Ja-Stimmen
kamen von mehreren Seiten», sagt
Kurt Schmid. Die Geschäftsleitung ha-
be sich dagegen entschieden, für die
Parolenfassung zur Masseneinwande-
rungsinitiative eine ausserordentliche
Delegiertenversammlung (DV) einzu-
berufen. «Bei uns fassen je nach Vorla-
ge die Geschäftsleitung, der Vorstand
oder die DV die Parolen – das wird
transparent kommuniziert», erklärt
Schmid. Aufgrund der bisherigen Re-
aktionen ist der AGV-Präsident der
Meinung, dass die Basis die Vorstands-
parole unterstützt.

Enttäuscht von der Empfehlung
des Gewerbeverbands ist die Aargaui-
sche Industrie- und Handelskammer
(AIHK). Präsident Daniel Knecht hatte
vor dem AGV-Vorstand für ein Nein
zur Initiative gekämpft, im Duell der
Referenten gegen SVP-Nationalrat
Luzi Stamm allerdings den Kürzeren
gezogen. AIHK-Geschäftsführer Peter
Lüscher bedauert dies, hält jedoch
fest: «Es ist das Recht jedes Verbands,
seine eigene Parole zu fassen.»

Kurt Schmid verteidigt Ja zur SVP-Initiative
VON FABIAN HÄGLER

Masseneinwanderung Dass nur Vorstand über Parole des Gewerbeverbands entschieden hat, ist für Präsidenten kein Problem

«Wenn man etwas mehr
als den Minimallohn
zahlt, findet man auch in
der Schweiz gute Leute.»
Josef Füglistaller,
Präsident Gastro Aargau

Kurt Schmid verkündet die Parole beim Neujahrsapéro des Aargauischen Gewerbeverbandes. EFR

Derzeit umfasst der Vor-
stand des Aargauischen Ge-
werbeverbands AGV 
21 Mitglieder. An der Spit-
ze stehen Präsident Kurt
Schmid (CVP) und die Vize-
präsidenten Walter Häfeli
(FDP, Klingnau) und Sylvia
Flückiger (SVP, Schöftland),
die gemeinsam die AGV-Ge-
schäftsleitung bilden.
Eine zweite Gruppe im Vor-
stand sind die Vertreter

der elf Aargauer Bezirke:

Martin Sollberger (Bezirk
Aarau), Flavio de Nando
(CVP, Baden), Claudia Hoff-
mann (Bremgarten), Paul
Stalder (Brugg), Trudy Mül-
ler Aemisegger, (Kulm),
Markus Kunz (CVP, Laufen-
burg), Erich Renfer (SVP,
Lenzburg), Markus Eichhorn
(Muri), Alfons P. Kaufmann
(CVP, Rheinfelden), Hanspe-
ter Schläfli (FDP, Zofingen)
und Lukas Keller (CVP, Zur-
zach).

Ausserdem sitzen auch
Vertreter von Branchen-

verbänden im Vorstand:
Beat Friedrich (suissetec
aargau, Gebäudetechnik-Ge-
nossenschaft), Josef Füglis-
taller (Gastro Aargau), Mar-
tin Kummer (SVP, Baumeis-
terverband Aargau), Roland
Kuster (HGV Wettingen, city
com Baden), Thomas
Lüpold, (SVP, KMU-Vertre-
ter) und Christoph Vogel
(Aargauischer Maler- und

Gipserunternehmerver-
band). Schliesslich gehört
auch Geschäftsführer

Herbert H. Scholl (FDP)

zum Vorstand.
Der AGV ist nach eigenen
Angaben der grösste Wirt-
schaftsdachverband im Aar-
gau mit über 11 000 Mitglie-
dern. Die Organisation setzt
sich aus 71 Gewerbeverei-
nen sowie 41 Branchen-
und Berufsverbänden zu-
sammen. (FH)

■ AARGAUISCHER GEWERBEVERBAND: DAS IST DER GEWERBE-VORSTAND

Die demokratisch wichtigste Frage
im Verfahren um die Erschliessungs-
strassen im Torfeld Süd lautet: Hat
der Stadtrat der Aarauer Bevölkerung
zwei Abstimmungen absichtlich vor-
enthalten? Zum Beispiel, um vor-
wärtszumachen oder gar ein Nein zu
verhindern?

«Haben wir nicht», sagen nicht nur
die Stadträte. Keine bösen Absichten
sieht auch das Verwaltungsgericht.
Aufgrund des zeitli-
chen Ablaufes sei
auszuschliessen,
dass die Aufteilung
gemacht worden
sei, um eine Abstim-
mung zu umgehen,
schreibt das Gericht
in seinem Urteil.
Der Aarauer Be-
schwerdeführer findet das Vorgehen
der Stadt dennoch «einen groben
Schnitzer». Und sagt: «Obwohl es ge-
mäss Urteil nicht absichtlich gesche-
hen sein soll, ist es eigentlich ein
Skandal, dass dem Volk zwei Abstim-

mungen vorenthalten wurden.» Es
sei trotzdem ein sehr schlechtes Zei-
chen für die Demokratie in Aarau.

Rechnung des Stadtrates war falsch
Das Verwaltungsgericht verteilt

keine Schelte. Aber im Urteil steht
klar, dass der Kredit von 4,1 Millio-
nen Franken für die Industriestras-
se nicht in zwei Portionen (Ost und
West) hätte aufgeteilt werden dür-
fen. Und richtig gerechnet, betrage
der Kredit für die Verbindungsspan-
ge Buchs Nord 3,3 Millionen Fran-
ken. Die Unsicherheitsmarge von
10 Prozent hätte die Stadt also da-
zurechnen müssen. Das Gericht
hält fest, dass «wenn es bei den Be-
schlüssen vom 21. Januar 2013

bleibt (...), diese
dem obligatori-
schen Referendum
unterstehen und
darüber Volksab-
stimmungen
durchzuführen wä-
ren». Mit dem Satz
«Wenn es bei den
Beschlüssen

bleibt» lässt das Gericht der Stadt
die Möglichkeit offen, die Sache ein
zweites Mal nur mit dem Einwoh-
nerrat zu regeln und nicht umge-
hend eine Volksabstimmung durch-
zuführen. Stadtpräsidentin Jolanda

Urech sagt dazu: «Der Stadtrat wird
das Urteil nun zuerst analysieren
und die verschiedenen Möglichkei-
ten diskutieren.» Die Stadt kann in-
nert 30 Tagen Beschwerde einlegen
und das Urteil ans Bundesgericht
weiterziehen – oder das Verwal-
tungsgerichtsurteil umsetzen.

Kommt es so, werde der Stadtrat
prüfen, ob die Kredite dem Einwoh-
nerrat noch einmal vorgelegt wer-

den müssen, so Urech. «In diesem
Fall wäre dem Einwohnerrat weiter
zu beantragen, die Beschlüsse dem
obligatorischen Referendum zu un-
terbreiten.» Das könnte demnach
bedeuten, dass die Geschäfte vors
Volk kämen, obwohl die Referen-
dums-Hürde erhöht wurde und nun
bei 6 Millionen Franken liegt. Als
der Einwohnerrat vor einem Jahr
über die Kredite entschied, lag die

Grenze noch bei 3 Millionen, im Ju-
li 2013 trat die neue Limite in Kraft.

Zurück in den Rat oder nicht?
Die Frage bleibt jedoch, wie eine

Rückkehr des Geschäftes in den Ein-
wohnerrat zu rechtfertigen wäre. Das
Gericht schreibt: «Wenn es bei den
Beschlüssen bleibt...». Sind neue Be-
schlüsse nötig, obwohl die Strassen-
projekte unverändert blieben und
bloss die Kredite zusammengerech-
net werden müssen?

Wie auch immer es weitergeht – 
Urech will festhalten: «Es ist nun
wichtig, dass möglichst schnell rechts-
kräftige Beschlüsse erreicht werden,
damit die Erschliessungsprojekte zü-
gig realisiert werden können.»

VON SABINE KUSTER

Aufteilen der Strassenkredite war illegal
Aarau Laut dem Verwaltungs-
gericht hätte das Volk über die
Projekte im Torfeld Süd abstim-
men müssen.

«Es ist wichtig, dass
schnell rechtskräftige
Beschlüsse erreicht
werden.»
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin

Die Industriestrasse soll ausgebaut werden. PASCAL MEIER

Kommt es zur Abstimmung über
den Kredit für die Verbindungs-
spange Buchs Nord, birgt das ein
Risiko: Denn inzwischen hat der
Grosse Rat beschlossen, die Stras-
se so oder so zu bauen, auch
wenn die Stadt Aarau ihren Teil
noch nicht definitiv gesprochen
hat. Die Bevölkerung könnte weni-
ger motiviert sein, 3,3 Millionen
Franken zu bezahlen, wenn im
Notfall der Kanton einspringt. (KUS)

Risikoreiche Abstimmung

sh
Hervorheben
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Adrian Käser leitete ein Gasttraining im
Schwingklub Zofingen.  Seite 18
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An der Jahresversammlung vom Mittwoch
wurde ein neuer Vorstand gewählt. Seite 21

Kölliken Verein «Freunde des
Dorfmuseums» lebt weiter
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HEUTE IN DER ZEITUNG Gesagt

«Wenn ich mit ande-
ren Männern dusche,
löst das keine wahn-
sinnigen Gefühle aus.»
BERNHARD GROSSENBACHER,
schwuler Hobbysportler. Seite 6

Das Landesmuseum Zürich eröff-
net heute die Ausstellung «Mär-
chen, Magie und Trudi Gerster».
Der Parcours durch Texte und Illus-
trationen aus der Kulturgeschichte

des Märchens richtet sich an alle
Generationen. Ein heisses Eisen ist
und bleibt die Frage, ob Märchen
trotz ihrer Grausamkeiten für Kin-
der geeignet sind. (FB/ELJ) Seite 3

LANDESMUSEUM ZÜRICH

Tod im Lebkuchenhaus

INSERAT

■ Das Ja des Aargauischen
Gewerbeverbandes zur Mas-
seneinwanderungsinitiative ist
ein starkes Stück. Dass die Pa-
role des Verbandsvorstandes
am Neujahrsapéro für ein Rau-
nen im Saal sorgte, zeigt, wie
sehr diese Haltung auch die
Mitglieder selbst überraschte.
Kein anderer kantonaler Ge-
werbeverband und schon gar
nicht der Dachverband ist für
die Annahme der Initiative am
9. Februar, die als wirtschafts-
feindlich gilt.

Dabei scheren die Aargauer
nicht das erste Mal aus. Schon
bei der Familieninitiative der
SVP wich der Aargauische von
der Linie des Schweizerischen
Gewerbeverbandes ab, der
sich nach dem Volks-Nein letz-
ten November erleichtert zeig-
te. Das Gewerbe ist überall in
der Schweiz bürgerlich. Inner-
halb dieses Spektrums jedoch
positioniert sich der Aargau
besonders stark rechts.

Der Aargauische Gewerbever-
band ist politisch sehr aktiv.
Allein im Jahr 2013 gab er
27 Empfehlungen und Erklä-
rungen ab. Auffallend ist das
willkürliche Gebaren bei der
Parolenfassung: Oft ist der
Vorstand der Absender, ab und
zu werden die Delegierten ge-
fragt. Ausgerechnet zur schick-
salhaften Masseneinwande-
rungsinitiative konnten sich
diese jedoch nicht äussern. Die
Konsultation der Berufsver-
bände wäre in diesem Fall
aber zwingend nötig gewesen.

So kann man nur spekulieren,
ob die Parolen des Aargaui-
schen Gewerbeverbandes die
Interessen seiner Mitglieder re-
präsentieren oder nicht. Der
Verdacht liegt jedenfalls nahe,
dass es der Basis zu denken
gibt, wie die Verbandsspitze
die Zuwanderung von Arbeits-
kräften begrenzen will, die ihr
zugutekommt.

www.twitter.com/tro1975
thomas.roethlin@azmedien.ch

Die Basis hätte
mitreden sollen

Kommentar
von Thomas Röthlin

Der französisch-deutsche Strombör-
senbetreiber Epex kündigte gestern
die Einrichtung einer schweizeri-
schen Strombörse an. Die wird aus ei-
nem Computer in der Schweiz und
einem Büro in Bern bestehen und
soll vor allem als ein Joker bei den

Verhandlungen um ein bilaterales
Stromabkommen mit der EU dienen,
wie gestern Vertreter der Energie-
wirtschaft in Bern einräumten. Ener-
giekonzerne wie Axpo und Alpiq
handeln längst mit Strom – auch
über die Epex. (NIK) Seite 4

Strombörse ist Verhandlungsjoker

Zwei Punkte sind zu hart und müs-
sen gestrichen werden. Das ist das
Urteil der Lausanner Bundesrichter
in der Causa Hooligan-Konkordat.
Nachdem eine Gruppe Fussballfans
mit einem umfassenden juristischen
Gutachten Beschwerde eingelegt hat-
te, musste das Konkordat auf seine
Verfassungsmässigkeit geprüft wer-
den.

Roger Schneeberger, Generalse-
kretär der Konferenz der kantonalen
Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD),
argumentiert: «Das sind Nebenpunk-
te.» Für ihn ist wichtig, dass die Ver-

schärfungen durchgekommen sind.
In zwölf Kantonen ist das Konkordat
bereits in Kraft. In sechs weiteren
dürfte es bald so weit sein.

Doch auch die Beschwerdeführer
feiern sich als Gewinner. «Wenn man
die Ausgangslage und das Ergebnis
genau anschaut, ist das ein klarer
Sieg für uns», sagt der Basler SP-
Grossrat Tobit Schäfer. Es sei seine
David-gegen-Goliath-Situation gewe-
sen. Strafrechtsprofessor Markus
Schefer meint: «Man muss es ein biss-
chen nüchtern sehen. Es kommt im-
mer wieder vor, dass das Bundesge-
richt einzelne Punkte streicht. Es ist
keine gewaltige Sache, was jetzt pas-
siert.»

Nachdem das Konkordat im Hin-
blick auf die Euro 08 in der Schweiz
eingeführt wurde, hat man es Anfang
2012 mit strengeren Massnahmen
versehen. Diese müssen nun mit Au-
genmass umgesetzt werden. Seite 5

Hooligan-Konkordat
teilweise zu hart
Bundesgericht In zwei Punkten
widerspricht das Hooligan-
Konkordat der Verfassung.
Im Grundsatz segnen die
Lausanner Richter es aber ab.

VON MORITZ KAUFMANN

Als bisher einzige kantonale Sektion
unterstützt der Aargauische Gewer-
beverband (AGV) die SVP-Massenein-
wanderungsinitiative. Mit 10 zu 7
Stimmen bei 2 Enthaltungen ent-
schied sich der AGV-Vorstand für die
Ja-Parole. Hans-Ulrich Bigler, Präsi-
dent des Schweizerischen Gewerbe-
verbands (SGV), hat nicht damit ge-
rechnet, dass die Aargauer aussche-
ren. «Auf nationaler Ebene wurde die
Nein-Parole zur Initiative sehr deut-
lich gefasst, deshalb bin ich nicht
glücklich über die Entscheidung im
Aargau», sagt Bigler.

Auch die Präsidenten des Aargau-
er Baumeister- und Gastroverbandes
sprechen sich für eine Begrenzung
der Zuwanderung aus. Dies ist umso
erstaunlicher, als gerade diese beiden
Branchen stark auf ausländische
Arbeitskräfte angewiesen sind. «Der
Aargau ist eben stark von der SVP
geprägt», sagt Werner Messmer, Zen-
tralpräsident des Schweizerischen

Baumeisterverbandes. Es komme im-
mer wieder vor, dass der AGV ein Ex-
trazüglein fahre. «Ich würde aber
sehr bezweifeln, dass der Präsident
der Aargauer Baumeister mit seiner
Position die Mehrheit der Verbands-
mitglieder vertritt», kritisiert Mess-
mer. Zudem hätten sich die AGV-
Vorstandsmitglieder wohl von ihrer
politischen Ausrichtung leiten lassen
und die Folgen für die Wirtschaft zu
wenig bedacht. Grundsätzlich findet
es Messmer problematisch, «wenn
ein kleines Gremium wie ein Ver-
bandsvorstand wichtige Parolen im
Alleingang fasst. Das ist Aufgabe ei-
ner Delegiertenversammlung».

Klaus Künzli, Präsident von Gastro
Suisse, hält fest: «Unser nationaler
Verband ist entschieden gegen diese
Initiative.» Die Gastrobranche sei auf
ausländische Arbeitskräfte angewie-
sen. «Mit seinem Ja zur Initiative ver-
tritt der Präsident von Gastro-Aargau
sicher nicht die Meinung des Kanto-
nalverbandes», sagt Künzli.

Kommentar rechts, Seite 11

Gewerbeverband
irritiert mit Parole

VON FABIAN HÄGLER

Aargau Dachverbände reagieren befremdet auf
Ja zur Masseneinwanderungsinitiative der SVP


